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Duisburg, 26.04.18
Anfrage an den Rat am 07.05.18
Zwangsräumungen in Duisburg

Der Verlust der Wohnung gilt als schwerwiegender Einschnitt in das Leben. In der Sozialgesetzgebung wird in dem Fall von einer sozialen Notlage gesprochen. Betroffene haben häufig nur geringe Selbsthilfemöglichkeit um einer Räumung zu entgehen.

Stark angestiegene Mieten in wachsenden Städten sorgen für einen Anstieg der Zwangsräumungen, aber auch in den Ruhrgebietsstädten nehmen die Zwangsräumungen zu. 
DIE LINKE. im Rat bittet um schriftliche Beantwortung folgender Fragen:

1. Wie viele Zwangsräumungen wurden in Duisburg im vergangenen Jahr 2017 angesetzt, und wie viele wurden durchgeführt?
2. Aus welchen Gründen kam es zu den Zwangsräumungen? (Mietschulden, Eigenbedarf etc.)
3. Wie viele Single-Haushalte, Mehrpersonenhaushalte und Haushalte mit Kindern waren in den jeweiligen Jahren von der Zwangsräumung betroffen?
4. Wie viele der Zwangsräumungen betrafen in den einzelnen Jahren Wohnungen im Besitz von Wohnungsbaugesellschaften – aufgegliedert nach Wohnungsbaugesellschaften?
5. Wie viele der Zwangsräumungen betrafen Empfänger*innen von Sozialtransferleistungen, bzw. KdU-Leistungen sowie Wohngeld?
6. Kam es im Jahr 2017 nach Informationen der Stadt zu Verzweiflungstaten der von Zwangsräumung Betroffenen (z.B. Suizide, Suizidversuche, Selbstverletzungen)? Wenn ja, wie häufig?
7. Wie viele Anträge auf Mietschuldenübernahme wurde im Jahr 2017 gestellt und wie hoch war die Ablehnungsquote?
8. Welche sozialpolitischen Maßnahmen greifen bei Zwangsräumungen, um zu verhindern, dass die betroffenen Personen auf der Straße landen?
9. Wie viele Menschen, die von einer Zwangsräumung betroffen waren, wurden im Jahr 2017 von der Fachstelle für Wohnungsnotfälle betreut?
Gez. Carmen Hornung-Jahn
DIE LINKE. Ratsfraktion Duisburg, Gravelottestr. 28, 47053 Duisburg
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